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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entschädigungen für durch die Besatzungsmacht verursachte Körper- 
schäden 

Bezug: Kleine Anfrage 15 der Fraktion der FDP - Drucksache 144 - 


l.Es darf vorweg auf folgendes hingewiesen 
werden : 

Die Festsetzung von Entschädigungen für 
Körperschäden erfordert - von den Schwie- 
rigkeiten, die sich bei der Entscheidung 
über die Anerkennung der Haftung ergeben 
können, ganz abgesehen - notwendig eine 
gewisse Zeit, vor allem, wenn es sich um 
Schäden mit Dauerfolgen handelt. Eine end- 
gültige Festsetzung ist erst möglich, wenn 
die Höhe der entstandenen Kosten für die 
Heilbehandlung feststeht, wenn der Umfang 
der Dauerfolgen und ihre wirtschaftlichen 
Auswirkungen zu übersehen sind, und wenn 
die Frage eines etwaigen gesetzlichen For- 
derungsübergangs auf einen Versicherungs- 
träger geklärt ist. Besonders in der ameri- 
kanischen Besatzungszone, in der die 
Dauerfolgen bei Personenschäden durch 
Kapitalabfindungen abgegolten werden, liegt 
es im wohlverstandenen Interesse der Ge- 
schädigten selbst, daß die Festsetzung erst 
nach eingehenden Ermittlungen über den 
Umfang des Schadens erfolgt. Denn es ist 
erfahrungsgemäß sehr schwierig, eine zu- 
sätzliche Entschädigung zu erreichen, wenn 
sich nachträglich herausstellt, daß die Folgen 
des schädigenden Ereignisses schwerwiegen- 
der sind, als ursprünglich angenommen 
worden war. 


2. Die Kleine Anfrage 1 5 der Fraktion der 
FDP hat mir Veranlassung gegeben, Erhe- 
bungen über die durchschnittlidie Dauer 
der Verfahren zur Entschädigung für Be- 
satzungspersonenschäden durchführen zu 
lassen. Die Umfrage hat zu folgendem 
Ergebnis geführt: 

Bei gewissen Abweidiungen zwisdien den 
einzelnen Ländern in den Zonen kann in 
der amerikanischen Besatzungszone mit 
einer durchschnittlichen Zeitdauer von 
6 bis 8 Monaten bis zur Festsetzung der 
Entschädigung gerechnet werden, in der 
britischen Zone mit einer durchschnittlichen 
Zeitdauer von 6 bis 9 Monaten. 

Ergeben sich bei der Entscheidung über 
die Anerkennung der Haftung oder über 
die Höhe der Entschädigung Schwierigkei- 
ten, z. B. durch die Notwendigkeit, tech- 
nische oder medizinische Gutachten oder 
Obergutachten einzuholen, so tritt natur- 
gemäß eine zum Teil erhebliche Verlänge- 
rung der Verfahrensdauer ein. In der bri- 
tischen Zone kann sich eine Verlängerung 
der Verfahrensdauer ferner vor allem auch 
dann ergeben, wenn sowohl gegen die 
Entscheidung über die Anerkennung der 
Haftung als auch gegen die Festsetzung der 
Höhe der Entschädigung Rechtsmittel ein- 
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gelegt werden. Auch unter Berücksichtigung 
dieser Umstände war jedoch in der ameri- 
kanischen und in der britischen Zone eine 
Verfahrensdauer von mehr als zwei Jahren 
nur in ganz besonders liegenden Ausnahme- 
fällen zu verzeichnen. 

In der französischen Besatzungszone, in 
der die französischen Entschädigungsgerichte 
über die Entsdiädigungsan träge entscheiden, 
nimmt die Festsetzung der Entschädigung 
zum Teil längere Zeit in Anspruch als in 
den beiden anderen Zonen. Für das Lan- 
desentschädigungsgericht Koblenz kann mit 
einer durchschnittlichen Verfahrensdauer 
von 8 bis 15 Monaten, für das Landesent- 
schädigungsgericht Tübingen mit einer 
durchschnittlichen Verfahrensdauer von etwa 
15 Monaten gerechnet werden. Verfahren, 
die länger als zwei Jahre gedauert haben, sind 
hier nur in Ausnahmefällen vorgekommen. 
Bei dem Landesentschädigungsgericht in 
Freiburg ist dagegen nach den bisherigen 
Erfahrungen in etwa 30 v. H. der Fälle 
mit einer Bearbeitungszeit von mehr als 
zwei Jahren zu rechnen. Zur Zeit liegen dort 
noch 187 Fälle vor, die bereits vor dem 
1. April 1950 bei Gericht eingereicht sind. 
Ich habe deshalb Vorstellungen bei dem 
Amt des Französischen Flohen Kommissars 
erhoben. 


3. Zur Überbrückung wirtschaftlicher Schwie- 
rigkeiten bis zur Auszahlung der Entschä- 
digung stehen den FFerren Finanzministern 
und Finanzsenatoren der Länder auch für 
Besatzungspersonenschäden Bundesmittel für 
Vorschußzahlungen zur Verfügung. Sie sind 
aber bisher nur in verhältnismäßig wenigen 
Fällen - bei etwa 10 v. Fi. der abgewickelten 
Fälle - in Anspruch genommen worden, da 
in der Regel Leistungen von Versicherungs- 
trägern gewährt werden. 

4. Ich habe die Anfrage zum Anlaß genom- 
men, die Länder, denen die Durchführung 
der Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiete 
der Besatzungslasten obliegt, um Vorschläge 
darüber zu bitten, wie sich eine Verein- 
fachung und Beschleunigung des Verfahrens 
erreichen läßt. Den Anregungen, die ich 
erhalten habe, werde ich nachgehen. Außer- 
dem steht das Bundesministerium der 
Finanzen zur Zeit in Verhandlungen mit 
dem Wirtschafts- und Finanzausschuß der 
Alliierten FFohen Kommission über die 
beschleunigte Abgeltung der Besatzungs- 
schäden. 


Schaffer 



